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**Masernschutzgesetz\--**Alle reden von Corona: Längst hat das Virus die gesamte Medienlandschaft infiziert, aber es gibt noch weitere Gefahren. Der Freie Verband Deutscher Zahnärzte (FVDZ) warnt davor, andere ernstzunehmende Krankheiten aus dem Blick zu verlieren, und erinnert an das Masernschutzgesetz, das am 1. März in Kraft getreten ist. Danach müssen alle ab 1970 geborenen Beschäftigten von öffentlichen Einrichtungen wie (Zahn-)Arztpraxen - Zahnärzte und Beschäftigte gleichermaßen - entsprechenden Impfschutz vorhalten oder diesen fristgerecht nachholen. Mit dem Gesetz will die Politik den Masern endgültig den Kampf ansagen, fallen der vermeintlich harmlosen Kinderkrankheit doch alljährlich Tausende von Menschen zum Opfer, rund 140.000 nach WHO-Schätzung allein im Jahr 2018.

Der FVDZ-Bundesvorstandsvorsitzende Harald Schrader sieht das neue Masernschutzgesetz mit einem lachenden und einem weinenden Auge: \"Wer künftig einen neuen Praxismitarbeiter einstellen will, muss nicht mehr nur dessen Lebenslauf, sondern auch dessen Impfpass im Auge haben\", kommentierte er die neue Gesetzeslage, nicht ohne auf die aus Verbandssicht bereits jetzt schon überbordende Bürokratisierung des zahnärztlichen Berufs hinzuweisen. Bei aller Skepsis rät Schrader dennoch davon ab, die gesetzliche Impfpflicht auf die leichte Schulter zu nehmen, da Impfverweigerern empfindliche Strafen drohten.
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sind nach Angaben des PKV-Verbandes der Mehrumsatz, der in einer durchschnittlichen Zahnarztpraxis jährlich mit PKV-Vollversicherten generiert wird. Das bedeutet: Wenn alle derzeit rund neun Millionen privat Vollversicherten in die GKV übergingen, würde dies zu Mindereinnahmen von über 60.000 Euro je Praxis führen.
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hat sich in den vergangenen 26 Jahren der Anteil der Ausgaben gesetzlicher Krankenkassen für zahnärztliche Behandlungen. Laut KZBV-Jahrbuch betrug der Anteil im Jahr 2018 nur noch 6,4 Prozent.
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der Frauen in Deutschland waren 2018 erwerbstätig. Damit haben sie laut Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichem Institut (WSI) zu den Männern (80 Prozent) aufgeschlossen. 1991 hatte der Unterschied noch 26 Prozentpunkte betragen. Allerdings: Trotz Fortschritten in Sachen Gleichstellung verdienen berufstätige Frauen in Deutschland weiterhin im Durchschnitt weniger.
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**Patientenbarometer\--**Patienten sind mit der Behandlung ihrer Zahnärzte am zufriedensten. Das zeigt das jüngste Patientenbarometer des Arzt-Bewertungsportals jameda. Danach geben Patienten ihrer Zahnarztbehandlung auf einer Schulnotenskala im Schnitt die Note 1,27. Den zweiten Platz unter den Fachärzten belegen die Urologen (1,54), gefolgt von den Gastroenterologen (1,68). RED
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**Schreiben Sie uns!** Das Coronavirus hält auch den Freien Verband Deutscher Zahnärzte in Atem. Alle wichtigen Informationen zu Praxisschließungen, Notfallplänen, Kurzarbeit, Homeoffice etc. finden Sie laufend aktualisiert auf unserer Webseite (www.fvdz.de). Wir wollen aber auch von Ihnen wissen: Welche Erfahrungen haben Sie in der Corona-Krise bisher gemacht? Wie lief Ihr Praxisbetrieb im März, wie sieht es heute aus? Welche Sorgen treiben Sie um? Welche Lösungen haben Sie gefunden - für sich selbst, für die Kinderbetreuung, für Ihre Mitarbeiter? Wie hilfreich waren die Behörden? Mussten Sie in Quarantäne? Wer hat Ihnen geholfen? Welche Hilfe würden Sie sich wünschen? Bitte schreiben Sie uns an: dfz\@fvdz.de Bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe hatte der Bundestag gerade das Krankenhausentlastungsgesetz verabschiedet, mit dem krisengeschüttelten Gesundheitseinrichtungen finanziell unter die Arme gegriffen werden soll. Leider lässt der beschlossene Schutzschirm gerade die niedergelassenen Zahnärzte außen vor. Sie wurden nicht berücksichtigt. Über Ihre Krisen-Erfahrungen aus der Praxis, die Arbeit im Freien Verband und wichtige Tipps zu Finanzhilfen wird der *DFZ* in seiner Mai-Ausgabe ausführlich berichten. RED
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**Europaabend\--**Über die Zukunft der Freien Berufe haben der Vorsitzende der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament, Manfred Weber, die EVP-Europaabgeordnete Marion Walsmann und FVDZ-Bundesvorstandsmitglied Frank Wuchold in Erfurt diskutiert. Dies war nach einer Anhörung der EVP-Fraktion im Januar in Brüssel das zweite Treffen zu diesem umfassenden Thema. Dabei ging es beim Europaabend nun um die Frage, wie es gelingen kann, trotz der Deregulierungsbestrebungen der EU-Kommission zur Öffnung des Binnenmarktes nationale Regulierungsfreiheit eben jener freien Berufe zu erhalten, die sich durch ihre Gemeinwohlverpflichtung auszeichnen. Wuchold machte gegenüber dem EVP-Fraktionsvorsitzenden deutlich, dass die freien Berufe ein ökonomischer und gesellschaftlicher Stützpfeiler in Deutschland seien, durch die Deregulierungstendenzen jedoch das System \"Freier Beruf\", das sich durch Eigenverantwortung und Selbstverwaltung auszeichne, mehr und mehr zu erodieren drohe.

Da derzeit seitens der EU-Kommission kein konkretes gesetzgeberisches Projekt zu den freien Berufen auf der Agenda stehe, sei die Zeit günstig, europaweit für die freien Berufe zu werben und auch in anderen Ländern Unterstützer zu finden. Freie Berufe als Exportartikel hält Weber für eine gute Idee, denn in vielen Ländern werde mit großem Interesse auf das \"Erfolgsmodell made in Germany\" geschaut. \"Es gibt schutzbedürftige Branchen, wo Berufsregulierung viel Sinn ergibt\", betonte Weber. Dies dürfe bei aller Öffnung der Märkte nicht vergessen werden. Er lud die Vertreter der freien Berufe dazu ein, für ihre Sache in Brüssel zu werben. Die Vertretung der Interessen dort sei wichtig, gerade dann, wenn kein Druck durch vorliegende Gesetzesvorhaben bestehe, unterstützte auch Marion Walsmann ihren Fraktionschef. Die EVP werde die Anliegen der Freiberufler unterstützen, versprachen die Politiker. Mehr zum Brüsselbesuch des FVDZ auf Seite 26. SAS
